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Beteiligen sich genügend Bürgerinnen und Bürger?

Mehrheit der Deutschen möchte in einer Demokratie leben – knapp 40 Prozent sind aber aktuell unzufrieden

Schwindet das Vertrauen in die politischen Institutionen?

Wachsende Zustimmung zu rechtsextremen Einstellungen
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Ist unser demokratisches System noch stabil?
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1	Nenne mithilfe des Hintergrundes im Medienspiegel https://buzzard.org/332303 fünf Merkmale einer Demokratie in der Krise. 

[bookmark: _Hlk176523028]1. 	wachsende Zustimmung für rechtspopulistische Parteien	
2. 	sinkende Wahlbeteiligung (Kritik am demokratischen System oder Politikverdrossenheit) 	
3. 	fehlendes Vertrauen in Staatsorgane und staatliche Institutionen wie Parlamente, 	
	Regierungen und Gerichte	
4. 	rechtsextreme Einstellungen auch in der Mitte der Gesellschaft	
5. 	Machtverlust der Parlamente, Machtgewinn großer Konzerne	
[bookmark: _Hlk176161277]				
				
				
				

[bookmark: _Hlk189567796]2	Arbeitet in vier Gruppen: Jede Gruppe liest eine Pro- oder Contra-Perspektive im Medienspiegel und notiert die Argumente. Tragt anschließend die Positionen zusammen. Ergänzt eigene Argumente.

	Pro
	Contra

	Pro 1 (Julia Emmrich, BERLINER MORGENPOST): Keines der Horrorszenarien ist bislang eingetreten
· bisher keine Erdrutschsiege für die populistischen und extremistischen Parteien
· Trotz des Zusammenbruchs der Ampel-Koalition sei das Land nicht ins Chaos gestürzt worden.
· In Thüringen, Sachsen und Brandenburg gibt es Regierungen an der AfD vorbei.  Demokraten finden Lösungen.
· Eine robuste Demokratie könne harten Streit verkraften. Das sei ihr Wesenskern.
· Das Vertrauen in die beteiligten Akteure mag gesunken sein, die Demokratie als solche aber ist nicht beschädigt worden.

	Contra 1 (Helmut Däuble, Frankfurter Rundschau): Selbst demokratisch gesinnte Politiker sorgen mit dafür, dass autoritäre Modelle populär werden
· Aufstieg von demokratiefeindlichen Rechts- und Linkspopulisten bisher ohne probate Mittel der Einhegung
· Demokratisch gesinnte Politiker fahren zunehmend eine Doppelstrategie: zwischen Brandmauer und Anpassung an Führungsstil und Inhalt von Demokratiefeinden  Demokratien unter Zugzwang, autoritäre Strömungen und Demokratieverächter könnten so gestärkt werden.
· Der Grund für die Sehnsucht nach straffer Führung liegt in den Multikrisen der Gegenwart, die „Menschen verängstigen ihre Sorgen verstärken, das materiell Erreichte nicht halten zu können.“ Deshalb werde hartes Durchgreifen erwartet.

	Pro 2 (Philipp May, DEUTSCHLANDFUNK, im Interview mit dem Politologen Ulrich von Alemann, ab 04:00 min): Deutschland ist stabil – auch gegen Einflussnahme von außen
· Deutschland kann die Krisen (in der Wirtschaft, bei Migrationsfragen, beim Klima, im Gemeinwesen, bei Fragen um Krieg und Frieden) wie in der Vergangenheit auch meistern und ist eines der stabilsten Länder in Europa.
· Parteien haben Fainess-Abkommen für den Bundestagswahlkampf geschlossen.
· Mögliche Einflussnahme von außen durch Hacker oder Elon Musks Plattform X werde keine wahlentscheidende Rolle spielen, denn Deutschland verfüge über eine stabilere Medienlandschaft als beispielsweise die jungen Demokratien in Osteuropa. Sensibilisierung sei bereits ein wichtiger Schritt.
	Contra 2 (Valeska Parpart, Südwestrundfunk, im Interview mit dem Politikwissenschaftler Markus Linden): Wenn bis zu 30 Prozent AfD wählen, ist die Demokratie in einer schweren Krise
· Bei Wahlergebnissen um 30 Prozent für eine rechtsextremistische Partei befinde sich die Demokratie in einer existenziellen Krise bzw. fundamentalen Integrationskrise.
· In vielen Bevölkerungsteilen bestehe mittlerweile keine Hemmung mehr, die AfD zu wählen.
· Innerhalb der Gesellschaft gebe es eine starke Polarisierung.  Populistische Parteien haben Zulauf.
· Es gebe mmer mehr Parteien in den Parlamenten.  schwierigere Regierungsbildung
· Die Parteiendemokratie sei geschwächt, z. B. durch zu große Personalisierung.
· Im Osten sei die Unzufriedenheit mit der Regierung, der Demokratie und den demokratischen Institutionen viel stärker ausgeprägt als im Westen.
· Demokratische Parteien trügen Mitschuld, weil sie kaum zu unterscheiden waren.
· „Negative Öffentlichkeit“ der neuen Medien ziele auf Desintegration.
· Wenn die nächste Bundesregierung 2025-29 die aktuellen Probleme nicht löse, werde es gefährlich.

	Weitere Pro-Argumente:
indivuelle Schülerlösungen




	Weitere Contra-Argumente:
indivuelle Schülerlösungen


[bookmark: _Hlk189634438]3	Der Politikwissenschaftler Kai Arzheimer (TAZ) benennt in seiner Analyse (Originalartikel) „Misstrauen, Unzufriedenheit und Desinteresse als grundlegende Probleme der deutschen Demokratie“, die „strukturell bedingt und keineswegs neu“ seien. Arbeite anhand seiner Analyse die Ursachen der Politikverdrossenheit heraus.

−	Pluralisierung und Ausdifferenzierung der Gesellschaft und des Parteiensystems: 	
Durch Modernisierung und Postmodernisierung, Wiedervereinigung, 	
Globalisierung und Zuwanderung die Zahl politisch relevanter Gruppen und Streitfragen fast	
kontinuierlich gestiegen und auch die Zahl der politisch relevanten Parteien bewege sich auf	
(für deutsche Verhältnisse) hohem Niveau.  schwierige Suche nach Koalitionen und 	
Kompromissen 	
−	Niedergang von Kirchen und Gewerkschaften als Organisationen im sogenannten Vorfeld 	
der beiden Volksparteien	
−	Dauerwahlkampf und Politiker/innen unter Dauerbeobachtung durch ein digital 	
beschleunigtes Mediensystem, das auf kurze, negative, emotionalisierte Inhalte angewiesen 	
ist, um Aufmerksamkeit und Werbeeinnahmen zu generieren; populistische	
 Feinde der liberalen Demokratie nutzen das	
−	Politik zu oft reaktiv, langfristig notwendige Ziele werden nicht ausreichend 	
thematisiert – immer irgendwo Wahlkampf: „Weil Wähler:innenstimmen die harte Währung der Demokratie sind und man die ungnädigen Reaktionen der Bürger:innen fürchtet, wagt es in 	
diesem Wahlkampf keine der früheren Volksparteien, offen auszusprechen, dass Deutschlands 	
altes ökonomisches Modell nicht mehr in die veränderte Welt passt. Obwohl dies allen 	
Verantwortlichen klar sein dürfte.“ Stagnation droht erneut. 	

4	Im Analysetext geht der Autor Kai Arzheimer (TAZ) auf eine Aussage von Ernst-Wolfgang Böckenförde (Rechtsphilosoph, später Verfassungsrichter) ein, die als „Böckenförde-Diktum“ bekannt wurde.

a)	Gib das Böckenförde-Diktum wieder. 

Die moderne Demokratie lebt von Voraussetzungen, die sie selbst nicht garantieren kann. 	
				

b)	Erläutere, was Böckenfördes Aussage mit der Stabilität einer Demokratie zu tun hat.

In einer Demokratie können auch undemokratische Stimmen zu Wort kommen. Im Extremfall 	
könnte eine Mehrheit beschließen, die Demokratie abzuschaffen. Wenn solche Meinungen in 	
allen staatlichen Organen (Parlament, Regierung, Justiz) und in der Zivilgesellschaft die 	
Oberhand gewinnen, läuft die Demokratie Gefahr, mit ihren eigenen Mitteln geschlagen und 	
abgeschafft zu werden.	

c) 	Diskutiert: Kann man durch Regelungen in der Verfassung (wie Art. 1, 20, 79 GG) verhindern, dass eine Demokratie sich zu einer Autokratie oder Diktatur wandelt? Begründet eure Ansichten.

Auszüge aus dem Grundgesetz
Art. 1: 
(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.

Art. 20:
(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.
(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt.

Art. 79: 
(3) Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche die Gliederung des Bundes in Länder, die grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung oder die in den Artikeln 1 und 20 niedergelegten Grundsätze berührt werden, ist unzulässig.

Art. 93:
(1) Das Bundesverfassungsgericht ist ein allen übrigen Verfassungsorganen gegenüber selbständiger und unabhängiger Gerichtshof des Bundes.
(2) Das Bundesverfassungsgericht besteht aus Bundesrichtern und anderen Mitgliedern; es gliedert sich in zwei Senate. In jeden Senat werden je zur Hälfte vom Bundestag und vom Bundesrat acht Richter gewählt […].
(3) Die Amtszeit der Mitglieder des Bundesverfassungsgerichts dauert zwölf Jahre, längstens bis zum Ende des Monats, in dem das Mitglied das 68. Lebensjahr vollendet. […]

Individuelle Schülerlösungen. Im Grundgesetz sind Schutzmechanismen eingebaut: Die 	
Grundrechte nach Art. 1 -19 sowie das Widerstandsrecht nach Art. 20 dürfen in ihrem 	
Sinngehalt nicht geändert werden. Darüber hinaus wacht das Bundesverfassungsgericht über 	
die freiheitlich-demokratische Grundordung und die Grundrechte. Das 	
Bundesverfassungsgericht ist durch Zweidrittelmehrheit in Bundestag und Bundesrat Ende 	
2024 gestärkt worden, u. a. indem sein Status als Verfassungsorgan verfassungsrechtlich 	
verankert wurde. Dies beugt Bestrebungen vor, die Unabhängigkeit der 	
Verfassungsgerichtsbarkeit einzuschränken (wie etwa in Polen oder Ungarn geschehen). 	
Allein durch die Festschreibung von Regelungen kann ein demokratischer Rechtsstaat jedoch 	
nicht wirksam geschützt werden. Die „Ewigkeitsklausel“ des Grundgesetzes (Art. 79 Abs. 3) 	
läuft beispielsweise ins Leere, wenn das Grundgesetz durch eine neue Verfassung ersetzt wird, 
die Regelungen wie Art. 1-19, 20 und 79 GG nicht enthalten. Unverzichtbar für die Sicherung 	
der Demokratie ist letztlich, dass es genügend Menschen gibt, die sie verteidigen. Wichtig ist 	
hierbei auch das Engagement der Zivilgesellschaft, also in Vereinen, Initiativen, 	
Genossenschaften, Gewerkschaften, Kirchen, Parteien, zum Wohle der Demokratie. Eine 	
Demokratie braucht ein Fundament aus verbindenden Elementen: demokratische Spielregeln, 	
einen gemeinsamen Ethos, Gemeinsinn. Das können sprachlich-kulturelle, moralische, 	
humanistische und religiöse Werte sein. 	

5	Ideen für mehr Stabilität:

a)	Entwirf mindestens zwei konkrete Maßnahmen, die die politische Stabilität in Deutschland fördern könnten. Berücksichtige dabei Aspekte wie:
· Verbesserung der politischen Kommunikation
· Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts
· Förderung von politischem Engagement
· Wahlbeteiligung
· Umgang mit extremen politischen Strömungen
· Förderung von Bildung und Aufklärung zu politischen Themen
Mindestens einer deiner Lösungsvorschläge sollte daran ansetzen, welchen Beitrag du selbst zur Stabilisierung der Demokratie leisten kannst.
b)	Besprecht eure Entwürfe in Kleingruppen. Fasst eure Vorschläge und die Ergebnisse eurer Diskussion in einer geeigneten Präsentationsform zusammen.

a) Denkbare Lösungsansätze (Auwahl): 	
−	Etablierung einer „Polit-AG“ oder „Demokratiewerkstatt“ in der Schule	
−	Generationenübergreifende Projekte in und außerhalb der Schule	
−	Praktikum in einer politischen Organisation oder Institution 	
−	Organisation oder Teilnahme an Demonstrationen zum Schutz der Demokratie	
−	Interkulturelle Festen und Austausch	
−	Argumentationstrainings zum Umgang mit extremistischen Positionen	
−	Medienbildung zur Aufklärung über Fake News, Filterblasen usw. 	
−	Demokratische „Bildungshäppchen“ in ungewöhnlichen Kontexten und auf ungewöhnliche 	
Weise, um auch Zielgruppen anzusprechen, die normalerweise kaum auf politischen 	
Bildungsveranstaltungen anzutreffen sind	
−	Zeitzeugengespräche und Interviews mit Menschen mit Diktaturerfahrungen	

b) Geeignete Präsentationsformen nach Absprache mit der Lehrkraft: Powerpoint-	
Präsentation, Plakate, Mindmap, Podcast usw. 	

6	EXTRA Lies noch einmal Contra 2: Valeska Parpart, Südwestrundfunk, im Interview mit dem Politikwissenschaftler Markus Linden. Inwiefern gibt es bei der Stabilität der Demokratie Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland? Worin liegen mögliche Ursachen für Unterschiede und Gemeinsamkeiten? Erläutere.

In West- und Ostdeutschland lassen sich vielfach die gleichen Tendenzen beobachten, etwa in 	
Bezug auf eine zunehmende Polarisierung im Parteiensystem und in der politischen 	
Auseinandersetzung. Die aktuelle Unzufriedenheit mit dem Funktionieren des politischen 	
Systems sei in Ostdeutschland jedoch größer. Auch sind die Wahlergebnisse für extreme, 	
radikale oder populistische Parteien wie die AfD und das BSW tendenziell höher als in 	
Westdeutschland. 	
Ein großer politisch-kultureller Unterschied ist laut Politikwissenschaftler Markus Linden, dass 	
in den ostdeutschen Bundesländern Gleichheit als wichtigerer Wert angesehen werde als 	
Freiheit. Während in den westdeutschen Bundesländern, vereinfacht formuliert, 	
Freiheitswerte eine größere Bedeutung haben. Das spiegele sich dann auch im 	
Demokratieverständnis wider. Im Westen sei die Parteiendemokratie (vor allem der 	
Volksparteien CDU/CSU und SPD) noch stärker vor Ort verankert als in Ostdeutschland. 	
Allerdings nehme auch im Westen die Bindungskraft der Parteien ab. 	
Die von AfD und BSW verbreitete Ansicht, dass man die einzige „wahre Opposition“ zu einer 	
elitären Komplizenschaft immer wieder untereinander koalierender „Altparteien“ (gemeint sind 	
CDU, SPD, Grüne, FDP, Linke) sei, verfange nicht zuletzt wohl besonders bei Wähler:innen, die 	
sich benachteiligt und ignoriert fühlen und Vorbehalte gegen „die da oben“ hegen. Diese 	
Skepsis gegen die etablierten Parteien und staatliche Institutionen wurde in der Corona-	
Pandemie und in Bezug auf „Verschwörungstheorien“ deutlich. Ein entsprechender 	
Medienkonsum (soziale Medien) bestärkt die Skeptiker in ihrem Misstrauen oder ihrer 	
Ablehnung. Diese Tendenzen seien in West- und Ostdeutschland zu beobachten, vom Ausmaß 	
her in Ostdeutschland aber offenbar überproportional vertreten.	
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